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507. Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 5. Oktober 1982 betreffend die Ratifika-
tion des Europäischen Abkommens über die
Gleichwertigkeit der Studienzeiten an den

Universitäten durch Portugal

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parates hat Portugal am 8. September 1982 seine
Ratifikationsurkunde zum Europäischen Abkom-
men über die Gleichwertigkeit der Studienzeiten an
den Universitäten (BGBl. Nr. 231/1957, letzte
Kundmachung des Geltungsbereiches BGBl.
Nr. 630/1977) hinterlegt.

Das Abkommen ist gemäß seinem Art. 9 Abs. 3
für Portugal am 8. September 1982 in Kraft getre-
ten.

Die Kundmachung des Geltungsbereiches BGBl.
Nr. 54/1961 wird dahingehend berichtigt, daß
Griechenland das gegenständliche Abkommen
wohl unterzeichnet, nicht jedoch ratifiziert hat.

Kreisky

5 0 8 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 12. Oktober 1982 betreffend den Gel-
tungsbereich des Internationalen Abkommens
zur Schaffung eines Internationalen Tierseu-

chenamtes in Paris

Nach Mitteilungen der Regierung der Französi-
schen Republik haben nachstehende Staaten ihre

Beitrittsurkunde zum Internationalen Abkommen
zur Schaffung eines Internationalen Tierseuchen-
amtes in Paris (BGBl. Nr. 285/1928, letzte Kund-
machung des Geltungsbereiches BGBl.
Nr. 419/1972) hinterlegt:

Staaten Datum der Hinterlegung
der Beitrittsurkunde

Somalia 10. Mai 1974
Dahomey 14. März 1975
Vereinigte Staaten von

Amerika 29. Juli 1975
Äthiopien 2. November 1977
Panama 28. Dezember 1977
Angola 6. April 1979
Vereinigte Arabische

Emirate 14. April 1980
Libyen 7. April 1982
Uganda 10. August 1982

Mit Note vom 31. Jänner 1974 erklärte die Deut-
sche Demokratische Republik die Wiederanwen-
dung des gegenständlichen Abkommens mit Wir-
kung vom 25. Feber 1956.

Kreisky

5 0 9 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 12. Oktober 1982 betreffend die Ratifika-
tion des Europäischen Übereinkommens über

die Rechtshilfe in Strafsachen

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parates hat Spanien am 18. August 1982 seine Rati-
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fikationsurkunde zum Europäischen Übereinkom-
men über die Rechtshilfe in Strafsachen (BGBl.
Nr. 41/1969, letzte Kundmachung des Geltungsbe-
reiches BGBl. Nr. 202/1981) hinterlegt. Das Über-
einkommen tritt gemäß seinem Art. 27 Abs. 3 für
Spanien am 16. November 1982 in Kraft.

Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikationsur-
kunde hat Spanien nachstehende Vorbehalte
erklärt und Erklärungen abgegeben:

VORBEHALTE

Artikel 5 Absatz 1

Spanien behält sich das Recht vor, die Erledi-
gung von Rechtshilfeersuchen um Durchsuchung
oder Beschlagnahme von Gegenständen den fol-
genden Bedingungen zu unterwerfen:

a) Die dem Rechtshilfeersuchen zugrundelie-
gende strafbare Handlung muß nach spani-
schem Recht strafbar sein.

b) Die dem Rechtshilfeersuchen zugrundelie-
gende strafbare Handlung muß nach spani-
schem Recht auslieferungsfähig sein.

c) Die Erledigung des Rechtshilfeersuchens
muß mit dem spanischen Recht vereinbar
sein.

Artikel 16 Absatz 2

Spanien behält sich das Recht vor zu verlangen,
daß ihm die Ersuchen und beigefügten Schrift-
stücke mit einer ordnungsgemäß beglaubigten
Übersetzung in die spanische Sprache übermittelt
werden.

Artikel 22

Spanien behält sich das Recht vor, andere Ver-
tragsparteien nicht von gelöschten, spanische
Staatsangehörige betreffenden Eintragungen in das
Strafregister zu benachrichtigen.

ERKLÄRUNGEN

Artikel 7 Absatz 3

Spanien erklärt zu Art. 7 Abs. 3 des Übereinkom-
mens, daß die in dieser Bestimmung enthaltene
Frist nicht weniger als dreißig Tage betragen darf.

Artikel 15 Absatz 6

Spanien erklärt, daß in jenen dringenden Fällen,
in denen Rechtshilfeersuchen von den Justizbehör-
den des ersuchenden Staates unmittelbar den spani-
schen Justizbehörden übermittelt werden, eine
Abschrift des Rechtshilfeersuchens auch dem spani-
schen Justizministerium übersendet werden muß.

Artikel 24

Spanien erklärt, daß im Sinne des Übereinkom-
mens die folgenden Behörden als Justizbehörden
anzusehen sind:

a) ordentliche Richter und Gerichte;
b) öffentliche Ankläger;
c) militärische Justizbehörden.

Kreisky

5 1 0 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 12. Oktober 1982 betreffend den Gel-
tungsbereich des Internationalen Abkommens
zur Bekämpfung der Falschmünzerei samt

Protokoll und Fakultativprotokoll

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen haben nachstehende Staaten
ihre Beitrittsurkunde zum Internationalen Abkom-
men zur Bekämpfung der Falschmünzerei samt
Protokoll und Fakultativprotokoll (BGBl.
Nr. 347/1931, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereiches BGBl. Nr. 107/1967) hinterlegt, wobei
die mit * bezeichneten Staaten gleichzeitig auch
ihre Beitrittsurkunde zum Fakultativprotokoll hin-
terlegt haben:

Staaten Datum der Hinterlegung
der Beitrittsurkunde

Ceylon* 2. Juni 1967
Südafrika 29. August 1967
San Marino 18. Oktober 1967
Kuwait 9. Dezember 1968
Niger* 5. Mai 1969
Mali 6. Jänner 1970
Peru 11. Mai 1970
Philippinen 5. Mai 1971
Malaysia 4. Juli 1972
Marokko 4. Mai 1976
Kenia 10. November 1977
Togo 3. Oktober 1978
Australien 5. Jänner 1982
Indonesien 3. August 1982

Nachstehende Staaten haben erklärt, sich auch
nach Erlangung der Unabhängigkeit an dieses
Abkommen gebunden zu erachten:

Staaten Datum der Hinterlegung
der Kontinuitätserklärung

Mauritius 18. Juli 1969
Fidschi 25. März 1971
Bahamas 9. Juli 1975
Singapur 12. Feber 1979
Salomon-Inseln 3. September 1981

Syrien teilte mit Note vom 14. August 1964 mit,
daß es sich ab 20. Juni 1959 als Mitgliedstaat des
genannten Abkommens erachtet.

Das Außenministerium der Deutschen Demokra-
tischen Republik teilte mit Note vom 31. Jänner
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1974 mit, daß die Deutsche Demokratische Repu-
blik die Wiederanwendung des Abkommens mit
Wirksamkeit vom 6. Juni 1958 erklärt hat.

Nachstehende Staaten haben anläßlich der Hin-
terlegung ihrer Beitrittsurkunden Vorbehalte
erklärt:

Indonesien:

„Die Regierung der Republik Indonesien erach-
tet sich nicht an die Bestimmungen des Art. 19 die-
ses Abkommens gebunden, vertritt jedoch den
Standpunkt, daß alle Streitigkeiten über die Ausle-
gung oder Anwendung des Abkommens einem
Schiedsgericht oder dem Internationalen Gerichts-
hof nur mit Zustimmung aller Streitparteien zur
Entscheidung unterbreitet werden soll."

Malaysia:

„Die Regierung Malaysias erachtet sich nicht an
die Bestimmungen des Art. 19 des Abkommens
gebunden."

Marokko:

„Das Königreich von Marokko erachtet sich
nicht durch Art. 19 des Abkommens gebunden,
welcher vorsieht, daß alle Streitigkeiten, die über
das genannte Abkommen entstehen könnten, durch
den Ständigen Internationalen Gerichtshof beige-
legt werden sollen."

Philippinen:

„Art. 5 und 8 des Abkommens werden für die
Philippinen so lange unanwendbar sein, bis Art. 163
des abgeänderten Strafgesetzes und Abschnitt
14 (a), Regel 110 der Verfahrensordnung des
Gerichtshofes der Philippinen den genannten
Bestimmungen des Abkommens entsprechend,
abgeändert sein werden."

Kreisky

511.

(Übersetzung)

V e r e i n b a r u n g

zwischen dem Bundesminister für Verkehr der
Bundesrepublik Deutschland und dem Bundes-
minister für Verkehr der Republik Österreich
nach Rn. 2010 des ADR über die Beförderung
von Bis-(2-äthylhexyl)-peroxydicarbonat, tech-

nisch rein, als Stoff der Klasse 5.2

(1) Abweichend von den Vorschriften der
Rn. 2550 und 2551 der Anlage A des ADR darf
Bis-(2-äthylhexyl)-peroxydicarbonat, technisch
rein, als Stoff der Klasse 5.2 unter folgenden Bedin-
gungen im Straßenverkehr befördert werden:

1. Verpackung
1.1 Die organischen Peroxide sind entsprechend

den Vorschriften der Rn. 2559 in Verbindung
mit Rn. 2560 (4) zu verpacken.

1.2 Die allgemeinen Verpackungsvorschriften der
Rn. 2552 für Stoffe der Klasse 5.2 sind zu
beachten.

2. Zusammenpackung
Die Peroxide dürfen weder mit anderen Stof-
fen und Gegenständen des ADR noch mit son-
stigen Gütern zu einem Versandstück verei-
nigt werden.

3. Gefahrzettel auf den Versandstücken
Jedes Versandstück ist mit zwei Zetteln nach
Muster 3 des Anhangs A 9 des ADR gemäß
Rn. 3901 (2) und Zetteln nach Muster 8 des
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Anhangs A 9 des ADR gemäß Rn. 2563 (2) zu
versehen.

4. Fahrzeugarten
Die Transportgefäße sind einzeln oder zu
mehreren in gedeckte Fahrzeuge oder in Con-
tainer zu verladen, die den Forderungen der
Rn. 52 248 entsprechen.

5. Fahrzeugbesatzung, Überwachung
Wenn die beförderte Menge die Freigrenze
von 2 000 kg überschreitet, muß der Fahrzeug-
führer von einem Beifahrer begleitet sein.

6. Versandart, Versandbeschränkungen
Der Stoff ist so zu versenden, daß die Umge-
bungstemperatur gemäß Rn. 52 400 von
—20° C nicht überschritten wird. Rn. 52 400
(2) bis (4) sind zu beachten.

7. Begrenzung der beförderten Mengen
In einer Beförderungseinheit dürfen nicht
mehr als 10000 kg des Stoffes befördert wer-
den.

8. Andere Vorschriften
Die sonstigen Vorschriften der Klasse 5.2 in
Rn. 52 403, 52 413 und 52 414 sowie die allge-
meinen Vorschriften in Kapitel I der Anlage B
zum ADR sind sinngemäß zu beachten.

(2) In dem Beförderungspapier ist folgende
Bezeichnung des Gutes aufzunehmen:

„Bis-(2-äthylhexyl)-peroxydicarbonat, technisch
rein, 5.2, ADR."

Die Gutsbezeichnung ist zu unterstreichen.

Der Absender hat zusätzlich im Beförderungspa-
pier zu vermerken:

„Beförderung vereinbart nach Rn. 2010 des ADR."

(3) Diese Regelung gilt im Verkehr zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Republik
Österreich bis zum 31. Dezember 1984.

Bonn, den 27. 4. 1982

Die für das ADR zuständige Behörde der Bundes-
republik Deutschland:

Der Bundesminister für Verkehr

Im Auftrag:

Bredemeier

Wien, 1982 09 14

Für den Bundesminister für Verkehr der Republik
Österreich:

Berger

Kreisky
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512.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

(Übersetzung)

ERKLÄRUNG
Der Bundespräsident der Republik Österreich

erklärt gemäß Artikel 68 Absatz 3 des Internationa-
len Kaffee-Übereinkommens 1976 *) die Annahme
der mit Resolution Nr. 318 des Internationalen
Kaffeerates vom 25. September 1981 beschlossenen
Verlängerung des Internationalen Kaffee-Überein-
kommens 1976 um ein Jahr durch die Republik
Österreich.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 325/1977 in der Fassung
der Kundmachung BGBl. Nr. 360/1979

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Erklärung
wurde am 13. September 1982 beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt.

Kreisky
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